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1. Instanz

Aktenzeichen S 11 RA 2351/02
Datum 21.11.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 16 RA 29/04
Datum 27.10.2004

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 21.
November 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

GrÃ¼nde:

I.

Streitig ist die BerÃ¼cksichtigung von Beitragszeiten fÃ¼r die Zeit vom 1.
September 1950 bis 19. Juli 1957 bei der Berechnung der Altersrente der KlÃ¤gerin
im Rahmen eines Ã�berprÃ¼fungsverfahrens gemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs. 1
Sozialgesetzbuch â�� Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz â�� (SGB
X).

Die 1935 geborene KlÃ¤gerin war in der frÃ¼heren Deutschen Demokratischen
Republik (DDR) in der Zeit vom 1. September 1950 bis 1. September 1957 im
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landwirtschaftlichen Betrieb ihrer Eltern als mithelfende FamilienangehÃ¶rige tÃ¤tig
(Arbeitsbuch der DDR; Bescheinigung des Vaters J P vom 17. Juli 1970; schriftliche
ErklÃ¤rungen von C St â�� undatiert -, R R, S M und C P vom 15. August 2002 und
von L N vom 12. November 2003). Die BodenflÃ¤che des landwirtschaftlichen
Betriebes betrug weniger als 7 ha. Seit dem 1. September 1995 bezieht die
KlÃ¤gerin von der Beklagten Altersrente fÃ¼r Frauen (Bescheid vom 29. August
1995). Widerspruch und Klage, mit denen die KlÃ¤gerin die BerÃ¼cksichtigung
weiterer Beitragszeiten vom 1. September 1950 bis zum 1. September 1957
begehrt hatte, blieben erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 18. August 1996;
rechtskrÃ¤ftiges Urteil des Sozialgerichts -SG- Berlin vom 14. Januar 1997 -S 7 An
2036/96-).

Nach Erteilung des Bescheides vom 21. August 2001, mit dem die Beklagte die
Altersrente fÃ¼r Bezugszeiten ab 1. Januar 1996 wegen zusÃ¤tzlich zu
berÃ¼cksichtigender, vorliegend nicht streitgegenstÃ¤ndlicher Beitragszeiten neu
berechnet hatte, bat die KlÃ¤gerin um "Ã�berprÃ¼fung der abgelehnten Zeiten"
vom 1. September 1950 bis 1. September 1957. Mit Bescheid vom 15. November
2001 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 13. MÃ¤rz 2002 lehnte die
Beklagte eine RÃ¼cknahme des Bescheides vom 29. August 1995 ab, weil weder
das Recht unrichtig angewandt noch von einem unrichtigen Sachverhalt
ausgegangen worden sei.

Das SG hat die auf Aufhebung der angefochtenen Bescheide und Verurteilung der
Beklagten zur Ã�nderung des Bescheides vom "29. August 1995 in der Fassung des
Bescheides vom 21. August 2001" und GewÃ¤hrung einer hÃ¶heren Rente unter
BerÃ¼cksichtigung weiterer Beitragszeiten vom 1. September 1950 bis zum 19. Juli
1957 gerichtete Klage mit Urteil vom 21. November 2003 im Wesentlichen unter
Bezugnahme auf die EntscheidungsgrÃ¼nde des Urteils des SG Berlin vom 14.
Januar 1997 (-S 7 An 2036/96-) abgewiesen.

Mit der Berufung verfolgt die KlÃ¤gerin ihr Begehren weiter; auf ihre SchriftsÃ¤tze
vom 14. Juni 2004, 5. September 2004 und 3. Oktober 2004 wird Bezug genommen.

Die KlÃ¤gerin beantragt nach ihrem Vorbringen,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 21. November 2003 und den Bescheid der
Beklagten vom 15. November 2001 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
13. MÃ¤rz 2002 aufzuheben sowie den Bescheid vom 21. August 2001 zu Ã¤ndern
und die Beklagte zu verurteilen, ihre Altersrente fÃ¼r Frauen fÃ¼r die Zeit ab 1.
Januar 1996 unter BerÃ¼cksichtigung einer Beitragszeit vom 1. September 1950 bis
zum 19. Juli 1957 neu zu berechnen und insoweit den Bescheid vom 29. August
1995 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 18. MÃ¤rz 1996 zu Ã¤ndern.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend.
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Wegen des Sach- und Streitstandes im Ã�brigen wird auf die vorbereitenden
SchriftsÃ¤tze der Beteiligten nebst Anlagen Bezug genommen.

Die Akten des SG Berlin -S 7 An 2036/96-, die Rentenakte der Beklagten und die
Gerichtsakte haben vorgelegen und sind Gegenstand der Beratung gewesen.

II.

Das Gericht hat gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 4 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) die
Berufung durch Beschluss zurÃ¼ckweisen kÃ¶nnen, weil es sie einstimmig fÃ¼r
unbegrÃ¼ndet und eine mÃ¼ndliche Verhandlung nicht fÃ¼r erforderlich gehalten
hat. Die Beteiligten sind hierzu vorher gehÃ¶rt worden (Â§ 153 Abs. 4 Satz 2 SGG).

Die Berufung der KlÃ¤gerin ist nicht begrÃ¼ndet. Bei verstÃ¤ndiger WÃ¼rdigung
(vgl. Â§ 123 SGG) ihres Klagebegehrens wendet sie sich im Rahmen eines
Ã�berprÃ¼fungsverfahrens gemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs. 1 SGB X sowohl gegen den
bestandskrÃ¤ftigen Bescheid der Beklagten vom 29. August 1995 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 18. MÃ¤rz 1996 als auch â�� unter
BerÃ¼cksichtigung ihres als Widerspruch anzusehenden Vorbringens bei der
Auskunfts- und Beratungsstelle der Beklagten am 29. August 2001 â�� gegen den
Bescheid vom 21. August 2001. Die Beklagte hat im Hinblick auf diesen
Widerspruch gegen den Bescheid vom 21. August 2001 zwar einen gesonderten
Widerspruchsbescheid nicht erteilt. Ihrem von der KlÃ¤gerin angefochtenen
Widerspruchsbescheid hinsichtlich des Ã�berprÃ¼fungsantrages gemÃ¤Ã� Â§ 44
Abs. 1 SGB X vom 13. MÃ¤rz 2002 lÃ¤sst sich aber zweifelsfrei entnehmen, dass die
Beklagte im Hinblick auf die streitige Beitragszeit (auch) den Bescheid vom 21.
August 2001 fÃ¼r uneingeschrÃ¤nkt rechtmÃ¤Ã�ig hÃ¤lt.

Hinsichtlich der vorliegend nur noch geltend gemachten Beitragszeit vom 1.
September 1950 bis zum 19. Juli 1957 hat die Beklagte bei Erteilung des Bescheides
vom 29. August 1995 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 18. MÃ¤rz
1996 weder das Recht unrichtig angewandt noch ist sie von einem Sachverhalt
ausgegangen, der sich als unrichtig erwiesen hat (vgl. Â§ 44 Abs. 1 SGB X). Der
KlÃ¤gerin steht auch im Rahmen des angefochtenen Bescheides vom 21. August
2001 kein hÃ¶herer Teilbetrag des Geldwertes ihres Rechts auf Rente auf Grund
zusÃ¤tzlich zu berÃ¼cksichtigender Beitragszeiten vom 1. September 1950 bis zum
19. Juli 1957 zu. Denn Beitragszeiten der KlÃ¤gerin in diesem Zeitraum sind weder
nachgewiesen noch glaubhaft gemacht (vgl. zur Glaubhaftmachung von
Beitragszeiten im Beitrittsgebiet Â§ 286b Sozialgesetzbuch â�� Gesetzliche
Rentenversicherung â�� SGB VI).

Beitragszeiten sind Zeiten, fÃ¼r die nach Bundesrecht PflichtbeitrÃ¤ge
(Pflichtbeitragszeiten) oder freiwillige BeitrÃ¤ge gezahlt worden sind (Â§ 55 Abs. 1
Satz 1 SGB VI). Den Beitragszeiten nach Bundesrecht stehen Zeiten nach dem 8.
Mai 1945 gleich, fÃ¼r die BeitrÃ¤ge zu einem System der gesetzlichen
Rentenversicherung nach vor dem In-Kraft-Treten von Bundesrecht geltenden
Rechtsvorschriften gezahlt worden sind (Â§ 248 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 1 SGB VI).
Machen Versicherte glaubhaft, dass sie im Beitrittsgebiet in der Zeit vom 9. Mai
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1945 bis 31. Dezember 1991 ein beitragspflichtiges Arbeitsentgelt oder
Arbeitseinkommen erzielt haben und von diesem entsprechende BeitrÃ¤ge gezahlt
worden sind, sind die dem Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen zu Grunde
liegenden ZeitrÃ¤ume als Beitragszeit anzuerkennen (Â§ 286b Satz 1 SGB VI).

Der Tatbestand einer gleichgestellten Beitragszeit scheidet fÃ¼r die Zeit vom 1.
September 1950 bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres der KlÃ¤gerin am 7.
August 1956 bereits deshalb aus, weil die in dieser Zeit von der KlÃ¤gerin
ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als mithelfende FamilienangehÃ¶rige im
landwirtschaftlichen Betrieb der Eltern nicht der Versicherungspflicht in der
Sozialversicherung der DDR unterlag. Nach der Anordnung Ã¼ber die
Sozialpflichtversicherung in der Landwirtschaft vom 25. Mai 1949 (ZVOBl. S. 445)
unterlagen mit Wirkung vom 1. Juni 1949 die mitarbeitenden FamilienangehÃ¶rigen
in bÃ¤uerlichen Betrieben mit einer BodenflÃ¤che bis zu 20 ha bis zur Vollendung
des 21. Lebensjahres nicht der Sozialversicherungspflicht. Nach der im Verfahren S
7 An 2036/96 beigezogenen, von der Landesversicherungsanstalt Mecklenburg-
Vorpommern archivierten Hebekarte Ã¼ber den landwirtschaftlichen Betrieb von H
P wie auch dem Vorbringen der KlÃ¤gerin im dortigen Verfahren sowie der
schriftlichen ErklÃ¤rung der I H vom 3. Mai 1995 ist davon auszugehen, dass die
BodenflÃ¤che des landwirtschaftlichen Betriebes der Eltern der KlÃ¤gerin jedenfalls
deutlich unter 20 ha lag. Das Vorbringen der KlÃ¤gerin im hiesigen Verfahren,
wonach die landwirtschaftliche FlÃ¤che des vÃ¤terlichen Betriebes etwa 22 bis 24
ha betragen habe, ist durch entsprechende Beweismittel nicht belegt worden und
als zweckgerichtet anzusehen. Dass in diesem Zeitraum keine Versicherungspflicht
bestand, erhellt im Ã�brigen auch aus der von der KlÃ¤gerin selbst vorgelegten
schriftlichen ErklÃ¤rung der L N vom 12. November 2003, die zutreffend auf die
nicht bestehende Versicherungspflicht bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres
hingewiesen hat. Ob die BerÃ¼cksichtigung derartiger Versicherungszeiten nach
MaÃ�gabe von Artikel 2 Â§ 19 Abs. 2 Nr. 14 des Renten-Ã�berleitungsgesetzes vom
25. Juli 1991 (BGBl. I S. 1606) in Betracht kommt, kann vorliegend schon deshalb
dahinstehen, weil die Beklagte in den bislang ergangenen
Verwaltungsentscheidungen ausschlieÃ�lich Ã¼ber die GewÃ¤hrung von
Altersrente fÃ¼r Frauen gemÃ¤Ã� Â§ 39 SGB VI in der bis 31. Dezember 1999
geltenden Fassung entschieden hat.

Auch fÃ¼r die Zeit vom 8. August 1956 bis zum 19. Juli 1957 ist nicht (zumindest)
glaubhaft gemacht, dass fÃ¼r die KlÃ¤gerin BeitrÃ¤ge zur Sozialversicherung der
DDR abgefÃ¼hrt wurden. Beitragsnachweise hat die KlÃ¤gerin nicht vorlegen
kÃ¶nnen. Auch die Glaubhaftmachung einer Beitragszahlung ist nicht gelungen.
Denn zum einen hat die KlÃ¤gerin im Verfahren â�� S 7 An 2036/96 â�� mit
Schreiben vom 20. Juli 1996 selbst vorgetragen, im landwirtschaftlichen Betrieb der
Eltern nicht gegen Entgelt beschÃ¤ftigt gewesen zu sein. Zum anderen lÃ¤sst sich
auch den im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung beim SG am 21. November
2003 vorgelegten schriftlichen ZeugenerklÃ¤rungen keinerlei Hinweis auf eine
Beitragsentrichtung zur Sozialversicherung entnehmen. Dass die KlÃ¤gerin â�� wie
dort von den Zeugen bestÃ¤tigt â�� in der elterlichen Landwirtschaft tÃ¤tig war,
steht auch zur Ã�berzeugung des Senats fest. Dies allein rechtfertigt jedoch nicht
die Glaubhaftmachung entsprechender Beitragszeiten, wenn jeder Anhalt fÃ¼r eine
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entsprechende Beitragsentrichtung fehlt.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 oder 2
SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 07.06.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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